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^)rmatic)nscrienstderairistljch Demokratischen Union Deutschlands 

Bonn, den 6. Dezember 1979 

Wahlkampf'80: 
Pair und sparsam 
Die Verabschiedung eines Programms zur 
^tbürokratisierung von Staat und Gesell- 
schaft (s. Dokumentation dieser Ausgabe), 

Jeschlüsse zur Wahlkampfführung 1980 
^ ein Appell an die SPD, bei ihren 
^Schlüssen in Berlin die nationalen Inter- 
nen unseres Landes im Auge zu behalten, 
ariden im Mittelpunkt der letzten Sitzung 
es Bundesvorstandes in diesem 

"ahr (3. Dezember 1979). 

£6r Bundesvorstand der CDU hat den  Etat der 
k
ündesgeschäftsstelle  der  CDU   für  das  Wahl- 
^Pfjahr  1980  beschlossen.  Der Vorstand  hat 
w^bei ein ausgewogenes Verhältnis zwischen not- 

ndigen Kosten und dem Grundsatz der gebote- 
n Sparsamkeit gefunden. Dabei wurde auf die 
°rderliche    Wahlkampfplanung    der    Bundes- 

g 
Schäftsstelle   beim   Europawahlkampf   zurück- 

w
9riffen.   Durch   effektiven   Einsatz   der   Mittel 

nj 
rde bei dieser Wahl ein hervorragendes Ergeb- 

v    "lit  einem  vergleichsweisen   niedrigen   Etat- 
UllJmen erreicht. 

9RnEtatplanung  für  den   Bundestagswahlkampf 
steht im Einklang mit den Vorschlägen des 

198o Q   - aiisrii im cmKiang mit aen vorschlagen des 
? 

neralsekretärs   für   ein   Wahlkampfabkommen 
fi 'sehen   den   vier   im   Bundestag   vertretenen 

rteien.  Dieses sieht eine zeitliche  und finan- 
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zielle Begrenzung von zentralen Werbe- 
maßnahmen im Bundestagswahlkampf 
1980 vor. Der Bundesvorstand unter- 
stützt nachdrücklich diese Vorschläge. 
Er fordert die anderen Parteien auf, 
über die Höhe und Zusammensetzung 
der zentralen finanziellen Aufwendun- 
gen für die Bundestagswahl jeweils ge- 
trennt öffentlich Rechenschaft gegen- 
über dem Präsidenten des Deutschen 
Bundestags abzulegen. 
Mit dem Wahlkampfabkommen sollen 
sich die Parteien zu einer sachlichen 
und fairen Wahlkampfführung verpflich- 
ten. Persönliche Verunglimpfungen und 
Beleidigungen sowie organisierte Stö- 
rungen von Wahlveranstaltungen sollen 
unterbleiben. Auf direkte oder indirekte 
Wahlkampfmaßnahmen     in     Betrieben 

solle verzichtet werden. Alle Parteief 
sollen bei den Bundesbehörden au 
einen Verzicht von Sichtwerbemitteln if 

der Wahlkampfzeit dringen und dere' 
Veröffentlichungen nicht als Werbern'' 
tel für Parteien einsetzen (vgl. Ufl 
41/79). 
Der Bundesvorstand appelliert an di* 
Vertreter der Medien, die Wahlkamp'' 
führung der Parteien durch eine umfa5' 
sende und ausgewogene Unterricht^ 
und faire Kommentierung parteipoü"' 
scher Vorgänge zu unterstützen. Diese"1 

Appell sollten sich die anderen Partei^ 
ebenfalls anschließen. Auch wenn sie11 

SPD und FDP diesem Aufruf verweiger|1 

sollten, wird die CDU diese Fordert' 
gen für eine faire und sachliche Wah1' 
kampfführung beachten. 

Appell an den SPD-Parteitag 
Der Bundesvorstand hat sich eindring- 
lich an den Bundesparteitag der SPD 
mit der Aufforderung gewandt, die na- 
tionalen Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland vor allem bei der Beratung 
und Beschlußfassung über Kernenergie 
und Nachrüstung der NATO im Auge zu 
behalten. 
Die Delegierten des SPD-Bundespartei- 
tages tragen eine große Verantwortung 
für die künftige Sicherung der Energie- 
versorgung unseres Landes wie auch für 
die Glaubwürdigkeit der Verteidigungs- 
anstrengungen im Bündnis. Angesichts 
derVerletzlichkeit unserer in hohem Ma- 
ße von ausländischen Quellen abhängi- 
gen Energieversorgung ist der Ausbau 
der Kernenergie unter Beachtung 
strengster Sicherheitsvorkehrungen die 
entscheidende Voraussetzung für die 
Stabilität unseres Landes wie für die 
Sicherung unserer Zukunft. 
Wenn die Sozialisten in der SPD aus 
ideologischer   Verblendung    sich    der 

Notwendigkeit verweigern, den W 
stungsvorsprung des Warschauer P^ 
tes durch eine Nachrüstung unse^" 
Verteidigungsbündnisses wenigste'1" 
teilweise auszugleichen, so belasten & 
in einer unerträglichen Weise die So" 
darität unserer Verteidigungsanstre^ 
gungen. Für die Erhaltung des Friede"- 
und  der Sicherheit  in  Europa  ist d*' 
Gleichgewicht der Kräfte unabdingb3 

 I 

Schöne Bescherung! 
Zur Besteuerung der Weihnachtsgrat1 

kation erklärte der Unionsabgeordn6, 
Norbert  Blüm,  der Steuerstaat  nebj 
den Arbeitnehmern jetzt auch noch ö 

letzte  Freude  am  Weihnachtsgeld. 
wies darauf hin, daß dadurch auch 
Betriebsräte  um  den  Erfolg  ihrer ff 

ä 
strengungen gebracht würden. Denn ' 
hätten  in  vielen   Betrieben  eine  Er"1 

hung  des  Weihnachtsgeldes  durch*) 
setzt. 
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> INFORMATION 

.Übereinstimmung 
'n den zentralen Fragen 
'u einem Gespräch trafen sich Franz 
Josef Strauß und der Bundesvorstand 
sowie die Landesvorsitzenden der Frau- 
6rivereinigung der CDU unter Vorsitz 
Ü°n MdB Helga Wex: In der Diskussion 
^er aktuelle gesellschaftspolitische 
'hemen und über die Frauen besonders 
^gehende Fragen wurde zwischen dem 
Kanzlerkandidaten und der Bundesfrau- 
jr^vereinigung in den zentralen Themen 
Übereinstimmung erzielt. 
Uer durch die jetzige Bundesregierung 
Verursachte große Nachholbedarf für 
^6 Familien muß beseitigt werden. Fa- 
^'•ienpolitik ist gleichermaßen Finanz- 
politik, Bildungspolitik, Wohnungsbau- 
Po'itik, Sozialpolitik u. a. Die Frauenver- 
j-'nigung begrüßt in diesem Zusammen- 
zog, daß die CDU der Familienpolitik 
.prrang eingeräumt hat, z. B. durch die 
"Führung des Erziehungsgeldes, An- 
ÖCr>nung von Erziehungsjahren und 
Meiere familienfördernde Maßnahmen. 

Sozialisten erlitten in Portugal 
Schwere Niederlage 
^m Ausgang der Parlamentswahlen in 
0rtugal erklärte Helmut Kohl: Die So- 

phistische Partei unter Mario Soares 
ßj'tt eine empfindliche Niederlage. Die 
Ij^U erfüllt der Wahlsieg ihrer Christ- 
a-demokratischen      Schwesterpartei 

'»lit großer Befriedigung. Der portugiesi- 
6 Wähler hat damit die sachbezoge- 

fj • auf innere Stabilisierung gerichtete 
JJIitik unserer Partnerpartei mit einem 
u ''den Vertrauensvotum honoriert. Der 
^.Olerfolg der gemäßigten Parteien 

etet eine feste Grundlage, das Land 

aus der weitgehend von den Sozialisten 
verursachten Regierungskrise heraus- 
zuführen. Ein weiteres europäisches 
Land hat damit in demokratischer Wahl 
dem Sozialismus eine eindeutige Absa- 
ge erteilt. Das Wahlergebnis in Portugal 
hat die europäische Linke einmal mehr 
in ihre Schranken gewiesen. Der Ab- 
wärtstrend der Sozialisten setzt sich 
kontinuierlich fort. 

Saar-FDP koaliert weiter 
mit der CDU 
Die saarländische FDP hat sich am ver- 
gangenen Sonntag mit großer Mehrheit 
für die Fortführung der CDU/FDP-Koali- 
tion in diesem Bundesland auch nach 
der Landtagswahl am 27. April 1980 
ausgesprochen. Auf einem Parteitag in 
Saarbrücken wurde ein entsprechender 
Vorschlag des FDP-Landesvorstandes 
nach mehrstündiger, zum Teil heftiger 
Diskussion mit 315 gegen 143 Stimmen 
angenommen. Ein Antrag, die FDP solle 
ohne Koalitionsaussage in den Wahl- 
kampf ziehen, war mit 315 gegen 147 
Stimmen abgelehnt worden. 

Zuvor hatte der FDP-Landesvorsitzen- 
de, Wirtschaftsminister Werner Klumpp, 
nachdrücklich für eine Fortsetzung der 
CDU/FDP-Koalition plädiert, wie dies 
auch der FDP-Bundesvorsitzende Gen- 
scher und Wirtschaftsminister Lambs- 
dorff in Grußtelegrammen zum Aus- 
druck gebracht hatten. Die FDP, sagte 
Klumpp, habe in der Koalition den not- 
wendigen Freiraum, und die Zusam- 
menarbeit mit der CDU sei gut. 

Eine Zusammenarbeit mit der CDU wie 
an der Saar müsse sich eines Tages 
auch in Rheinland-Pfalz und in Baden- 
Württemberg wieder ermöglichen las- 
sen. Damit, sagte Klumpp, entstünde 
„eine neue süddeutsche liberale Linie, 
die auf ihrer angestammten bürgerlich- 
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liberalen Wählerbasis wieder zur ge- 
staltenden Kraft des deutschen Libera- 
lismus werden könnte". 

Asylanten-Flut ein Politikum 
Der wachsende Zustrom von Asylbe- 
werbern hat in Stuttgart zu katastropha- 
len Zuständen geführt. Die Stadt kann 
dieses große Problem nicht mehr allein 
lösen, erklärte der Stuttgarter Oberbür- 
germeister Rommel. In Stuttgart melde- 
ten sich im Oktober und November 
über 1 600 Asylanten, das sind doppelt 
so viele Bewerber wie im ganzen Jahr 
1978. In diesem Jahr wird laut Rommel 
die Zahl 4 000 überschritten werden. 

Wahlkampfkosten-Erstattung 
auch für Einzelbewerber 
Nach einstimmigem Beschluß des Bun- 
destags steht unabhängigen Kandida- 
ten künftig ebenso wie politischen Par- 
teien eine pauschale Erstattung der 
Wahlkampfkosten zu, wenn sie minde- 
stens zehn Prozent der Erststimmen er- 
halten haben. Das Parlament folgte mit 
der Verabschiedung dieses Gesetzes 
einem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts, wonach ein Ausschluß unabhän- 
giger Bewerber von der Wahlkampfko- 
stenerstattung mit dem Grundsatz der 
Chancengleichheit nicht vereinbar sei. 
Der Bund muß jetzt an Einzelbewerber 
der Wahlen von 1969 und 1972 Kosten 
von rund 75 000 DM erstatten. 

WDR-Intendant im Zwielicht 
Die Affäre um eine Äußerung des Inten- 
danten des Westdeutschen Rundfunks, 
von Seil (SPD), hat sich weiter zuge- 
spitzt. Der Oppositionsführer und rhei- 
nische CDU-Vorsitzende Köppler er- 
klärte auf einer Pressekonferenz, solan- 
ge sich von Seil für seine Äußerung auf 
einem SPD-Medienkongreß, bei dem er 
die  Union  in  einen   historischen  Ver- 

gleich mit der „Harzburger Front" g^ 
bracht habe, nicht entschuldige, sei 0f 

für die CDU „kein Verhandlungs- un 
Gesprächspartner" mehr. 
Der Vergleich mit der „Harzburge' 
Front" hatte bereits auf einer Sonder 
Sitzung des WDR-Rundfunkrats 
einem Eklat geführt. Trotz Verhandle 
gen hatte sich von Seil nicht von seine' 
Aussage distanziert. 
Was dieser Intendant unter einer „aus 
gewogenen" Monopolanstalt versteh' 
bekamen die Zuschauer am vergang* 
nen Samstagabend zu sehen, nämlic'1 

einen als „Dokumentation" ausgegebß' 
nen DDR-Film über Konzentrationslager 
in Chile. Dazu schreibt die „Bild-Ze'' 
tung": KZ-Wärter machen einen f'^ 
über KZ-Wärter. Und unser Fernsehe1] 
macht mit. In was für eine (Volks)-Froi1 

begibt sich der WDR da? 

Stopp dem Ladendiebstahl 
Zu der von SPD und FDP betriebene^ 
weitgehenden Entkriminalisierung de- 
Ladendiebstahls erklärte der Unionsa"' 
geordnete Egon Lampersbach u. a.: 
Der Ladendiebstahl ist häufig ,0 
Stiegsdelikt", das heißt der Anfar- 
einer kriminellen Karriere. Die Bekämt 
fung dieser Form der Kriminalität i* 
insbesondere bei Jugendlichen se 
schwierig. Entscheidend ist jedoch ei"5 

Bewußtseinsänderung der Gesamt^ 
völkerung zur Problematik des Lade11 

diebstahls. Es darf nicht zum Volk5 

sport werden, Ladendiebstähle zu ^ 
gehen, sich unentgeltlich Beförderung 
leistungen zu erschleichen oder &' 
Steuer zu hinterziehen. Es ist dah* 
unsere Pflicht und Aufgabe, verstärj 
darauf hinzuarbeiten, daß die gefänr1 

ehe Entwicklung gebremst und da111 

der sich immer mehr ausbreitenden I- 
dendiebstahlskriminalität schnell ^ 
effektiv entgegengewirkt wird. 

t 
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U ENERGIEVERSORGUNG 

Union fordert Regierung zu not- 
wendigen Sofortmaßnahmen auf 
"'e Sicherung der Energieversor- 
gung stand aufgrund einer Großen 
anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
'JJ1 Mittelpunkt einer ausführlichen 
Debatte des Deutschen Bundes- 
tages (28. November 1979). Die 
porderungen der Union faßt 
Nachfolgender Entschließungs- 
*ntrag zusammen: 
Der Bundestag möge beschließen: 
^'e   Versorgung    der    Bundesrepublik 
°eutschland mit Energie 
""" in ausreichenden Mengen, 
""" bei gesicherten Lieferbeziehungen 
und 

~~ zu wettbewerbsfähigen Preisen 
s* für die nächsten beiden Jahrzehnte 
err>sthaft bedroht. 

Ie wirtschaftlichen, sozialen und politi- 
schen    Errungenschaften    der    Nach- 
r'egszeit, die Zukunftschancen der 

[jJrigen Generation und die Stabilität 
,.6s Staates sind mithin ebenfalls ge- 
erdet. 

, le ab Mitte der 80er Jahre vorherseh- 
en Engpässe der Stromversorgung 
lnd   kaum   noch   zu   vermeiden.   Die 
echtzeitige Sicherung der ausreichen- 

de n Lagerstätten von Kohle, Gas, Uran 
ncl nicht-konventionellen öl in strate- 

pch sicheren Regionen wurde unter- 
ssen. Die Sicherung gegen kurzfristi- 

*6 schwere Versorgungsstörungen und 
'n6n von außen auferlegten energiepo- 
tlschen Notstand sind unzulänglich. 

Die Bundesregierung hat es versäumt, 
den Risiken und der Bedrohung unserer 
Energieversorgung eine angemessene 
und versorgungsstrategisch durchdach- 
te Energiepolitik entgegenzusetzen. Sie 
hat dadurch wertvolle Zeit zur Umstel- 
lung unserer Energieversorgung unwie- 
derbringlich verstreichen lassen und 
damit ihre Pflicht zu Daseinsvorsorge 
verletzt und das Gebot, Schaden vom 
deutschen Volk abzuwenden, mißach- 
tet. Sie hat sich wiederholt über Mah- 
nungen und Aufforderungen der CDU/ 
CSU-Fraktion, ihre Energiepolitik zu 
korrigieren und den veränderten Um- 
ständen anzupassen, hinweggesetzt. 

Der Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, ohne weiteres sachfremdes 
Zögern 

O Das Konzept einer offensiven Koh- 
lepolitik vorzulegen, das ihre Vorstel- 
lungen für die zukünftige Kohleförde- 
rung in Deutschland und den Bedarf an 
Importkohle umfaßt und auch einen 
Maßnahmekatalog zur schnelleren, groß- 
technischen und kommerziellen Nut- 
zung der Vergasungs- und Verflüssi- 
gungstechnik der Stein- und Braunkoh- 
le enthält. 

© Ein Konzept der mittel- und langfri- 
stigen Sicherung unserer Stromversor- 
gung vorzulegen, das bei optimaler La- 
stenstruktur alle energiepolitischen 
Hindernisse für den Bau von Kohle- und 
Kernkraftwerken ausräumt und das so- 
wohl Verpflichtungen  über die langfri- 
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stige Sicherung der Verstromung deut- 
scher Steinkohle wie für die nukleare 
Entsorgung der Kernkraftwerke enthält. 

0 Ein unzweideutiges Programm für 
eine Energiesparpolitik auszuarbeiten, 
das unter Absage an jegliche Form von 
Verstaatlichung oder Vergesellschaf- 
tung oder anderem Dirigismus sich 
konsequent an den Geboten der markt- 
wirtschaftlichen Ordnung orientiert und 
sich auf die Korrektur der Rahmenda- 
ten konzentriert, die zur Erreichung op- 
timaler Energiesparziele veränderungs- 
bedürftig sind. 

O Ein Konzept zur Wiederherstellung 
der Rechtsklarheit für alle Investitionen 
der Energiewirtschaft auszuarbeiten, 
das in materieller wie in verfahrens- 
technischer Hinsicht das faktische Mo- 
ratorium aufhebt, das sich als Ergebnis 
der gegenwärtig völlig unübersichtli- 
chen und in ihren energiewirtschaftli- 
chen Wirkungen nicht mehr tragbaren 
Rechtslage herausgebildet hat. 

© Einen Maßnahmenkatalog zur För- 
derung energiepolitischer Großinvesti- 
tionen in strategisch sicheren Zonen 
vorzulegen, der uns einen möglichst 
langfristigen Zugang zu Energielager- 
stätten, Verarbeitungskapazitäten und 
Infrastrukturmaßnahmen eröffnet, die 
für unsere Energieversorgung bedeut- 
sam sind. 

Der Deutsche Bundestag fordert die 
Bundesregierung auf, die notwendigen 
energiepolitischen Sofortmaßnahmen 
so anzulegen, daß eine weitgehende 
Unabhängigkeit vom OPEC-Öl etwa im 
Jahre 1990 erreicht wird. 

Der unverzichtbare Beitrag der Kern- 
energie zur Energieversorgung wurde 
insbesondere durch die Schwierigkei- 
ten einer sachgerechten Lösung der 
Entsorgung     abgebrannter     Brennele- 

mente behindert. Der Deutsche Bundes- 
tag erklärt: 

O Der Deutsche Bundestag begrüß' 
den am 28. September 1979 gefaßte*1 

Beschluß der Regierungschefs vo" 
Bund und Ländern zur Entsorgung der 

Kernkraftwerke. Der Deutsche Bundes- 
tag bekräftigt den Grundsatz, daß cüe 

sichere Gewährleistung der Entsorgung 
der Kernkraftwerke eine der unabdinö' 
baren Voraussetzungen für die weiter6 

Nutzung und für den weiteren Ausbau 
der Kernenergie bildet. 

O Der Deutsche Bundestag anei" 
kennt, daß damit entscheidende Vof' 
aussetzungen sowohl für jetzige und 
künftige Genehmigungsverfahren a's 

auch für eine sachgerechte Erledigung 
anhängiger Gerichtsverfahren geschah 
fen worden sind. 
0 Der Deutsche Bundestag legt We^ 
darauf, daß die Beschlüsse der Regi6' 
rungschefs von Bund und Ländern t$ 
Entsorgung der Kernkraftwerke züg'9 
realisiert werden. 

© Die Bundesregierung wird aufg6* 
fordert, dem Deutschen Bundestag &'5 

zum 1. März 1980 einen Bericht vorzule' 
gen 
a) über den Stand der Erkundung d^ 
Salzstockes Gorleben und den Staf1" 
des Planfeststellungsverfahrens für da' 
Endlager sowie über den derzeitig^ 
Stand der Terminplanungen; 
b) über den Stand der Realisierung de< 

Zwischenlagerung bestrahlter Brenf 
elemente, sowohl der technischen Mö(T 
lichkeiten als auch der Genehmigung5' 
verfahren; 
c) über den Stand der Untersuchung^ 
über Kapazitäten und Standortkriterier 

von Wiederaufbereitungsanlagen; 
d) über die Durchführbarkeit der Wi^ 
deraufbereitung in einer großtech"^ 
sehen Anlage mit Entsorgungsfunktio'1' 
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sowie eine Stellungnahme darüber ab- 
geben ob die Errichtung kleinerer 
uemonstrationsanlagen zur Wiederauf- 
bereitung erforderlich ist. 

'n der Energiedebatte im Deutschen 
Bundestag erklärte Gerhard Stolten- 
berg, Ministerpräsident von Schleswig- 
Holstein, u. a. folgendes: 

angesichts der tiefen Erregung und Be- 
unruhigung großer Teile der Bevölke- 
rung, angesichts des Risses, der viele 
Gruppen in unserem Lande, vor allem 
aber die Sozialdemokratische Partei 
^eute durchzieht, sind nun einmal die 
Bundesregierung und der Bundeskanz- 
'er in erster Linie gefordert. Sie waren 
auch in der Prägung der öffentlichen 
Meinung nicht in der Lage, diese Aufga- 
ben wahrzunehmen, wahrscheinlich be- 
rstet durch den ständigen unglaubli- 
chen Dauerkonflikt in eigenen Reihen, 
"tit der eigenen Partei. 

'u den Verirrungen der Sozialdemokra- 
ten gehört es, daß man seit 1976 ver- 
geht hat, Landtagswahlen zu Volksab- 
stimmungen gegen die Kernenergie 
0a"er einzelne Kernkraftwerke umzufäl- 
schen. 

•es sind  wirklich  schreckliche Verir- 

rungen. Das haben wir im April in 
Schleswig-Holstein erlebt. Wir — die 
CDU Schleswig-Holsteins, die Opposi- 
tion in Bonn — waren die einzige politi- 
sche Kraft, die in dieser Wahl konse- 
quent, klar und geschlossen für das 
Energieprogramm der Bundesregierung 
eingetreten ist. 
Ich habe mit einigem Erstaunen gese- 
hen, unter welchen Bedingungen und 
zum Teil auch mit welchen Wendungen 
die großen Wahlhelfer von SPD und 
FDP aus Bonn angekommen sind, der 
Bundeskanzler, der Vizekanzler und 
eine Reihe von Bundesministem. 
Das Grundproblem ist folgendes: Die 
SPD kann nicht in Bonn regieren und 
im Lande die Protestbewegungen ge- 
gen ein Kernstück der eigenen Regie- 
rungspolitik über Jahre hinweg anfüh- 
ren wollen. Ich sage das, weil ich die 
große Sorge habe: Das geht so weiter. 
Ich denke da etwa an Baden-Württem- 
berg. Es wird von großem Interesse 
sein, in welcher Form der Bundeskanz- 
ler und die Bundesminister es für mög- 
lich halten, Erhard Eppler in diesen 
Fragen gegen eine CDU-geführte Lan- 
desregierung zu unterstützen oder 
nicht. 

Peilloses Durcheinander 
") Sachen Antarktis 
^rschungsminister Hauff (SPD) kann 
Getrost durch China reisen: Die Ent- 
scheidung in der Frage des Standortes 
,jjr ein deutsches Antarktis-Institut ist 
lflni offenbar aus der Hand genommen, 
^ellt MdB Wolfgang von Geldern fest. 
^e't Monaten wartet die interessierte 
Öffentlichkeit nicht nur an der Küste auf 
jj'e längst überfällige Entscheidung der 
Bundesregierung nach dem Standort 
Jes deutschen Antarktis-Instituts. 
°r eineinhalb Jahren hat der Deutsche 

Bundestag einstimmig den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Ant- 
arktis-Pakt beschlossen — auf Antrag 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Seit- 
dem kündigt die Bundesregierung 
die Gründung des Antarktis-Instituts an, 
hält sich aber weder an ihren eigenen 
Zeitplan noch an die objektiven Erfor- 
dernisse einer schnellen und gründli- 
chen Entscheidung. Einer staunenden 
Öffentlichkeit wird die Entscheidungsfä- 
higkeit der Bundesregierung offen vor- 
geführt. Angeblich soll jetzt Kanzler- 
amtsminister Wischnewski (SPD) 
schlichten und entscheiden. 



UiD 42 • 6. Dezember 1979 • Seite 8 

• FAMILIENGELD 

Anträge der Union 
im Bundestag und 
Bundesrat 
Nichterwerbstätige Väter oder 
Mütter, die in den ersten sechs 
Monaten nach der Geburt ein Kind 
versorgen und keinen Anspruch auf 
Mutterschaftsgeld haben, sollen 
vom nächsten Jahr an monatlich 
500 DM erhalten. Das sieht ein 
Gesetzentwurf vor, den der Bundes- 
rat am 30. November 1979 
mehrheitlich beim Bundestag 
eingebracht hat. 

Schon zuvor hatte die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion am 27. Novem- 

ber 1979 den Entwurf eines Gesetzes 
über die Einführung eines Familiengel- 
des im Deutschen Bundestag einge- 
bracht. Dazu erklärte der Vorsitzende 
des Arbeitskreises Sozial- und Gesell- 
schaftspolitik, MdB Heinz Franke: 

Dieser Antrag ist in der Zielsetzung mit 
einem unter Bundesratsdrucksache 
500/79 von den von der CDU und CSU 
geführten Bundesländern eingebrach- 
ten Gesetzentwurf identisch. In der Be- 
gründung heißt es: 

Ein Elternteil, der während der ersten 
sechs Lebensmonate seines Kindes für 
dessen Pflege und Erziehung sorgt und 
in dieser Zeit nicht einer Erwerbstätig- 
keit nachgeht und keinen Anspruch auf 
Mutterschaftsgeld nach den Bestim- 
mungen des Mutterschutzgesetzes hat, 
soll mit Wirkung vom 1. Januar 1980 ein 

Familiengeld in Höhe von 500,— DM 
monatlich, insgesamt 3 000,— DM er- 
halten. Der Anspruch steht wahlweise 
der Mutter oder dem Vater zu. Ein An- 
spruch besteht außer für leibliche Kin- 
der auch für ehelich erklärte Kinder, für 
an Kindes Statt angenommene Kinder, 
Stiefkinder und Pflegekinder. 

Zielsetzung 

Wesentliches Ziel des Gesetzentwurfs 
ist die Gleichstellung nichterwerbstäti- 
ger Elternteile — auch der Väter —, di* 
gegenüber den Arbeitnehmerinnen be- 
nachteiligt sind, die seit dem 1. Jul' 
1979 Anspruch auf Mutterschaftsurlaub 
und Mutterschaftsurlaubsgeld von bis 
25 DM je Kalendertag für bis zu vier 

Monate haben und im Regelfall in den 
Genuß von 3 000 DM kommen. Das von 
der CDU/CSU vorgeschlagene Farn"' 
liengeld soll auch selbständig tätigen 
Elternteilen zustehen, die für den Zeit' 
räum des Bezugs des Familiengeldes 
die berufliche Tätigkeit unterbrechen. 

Die jetzt geltenden Bestimmungen übef 

den Mutterschaftsurlaub werden im Be' 
gelfall nur für das erste Kind wirksafli' 
Die Konzeption der CDU/CSU über e>n 

Familiengeld kommt dagegen haupt' 
sächlich Müttern zugute, die bereits we- 
gen der Pflege und Erziehung bisher 

geborener Kinder auf eine außerhäusH' 
ehe Erwerbstätigkeit verzichtet habe'1 

und die ein weiteres Kind erwarten. 

Kosten und Finanzierungen 

Die Jahreskosten belaufen sich kassen' 
mäßig im Jahr 1980 auf 0,6 Mrd. DM, irl 

den Folgejahren auf 0,75 Mrd. DM. 

Zur Deckung des Mehrbedarfs für 19&° 
wird die Fraktion der CDU/CSU konkre- 
te Kürzungen im Bundeshaushalt 19^ 
vorschlagen. 
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M KOALITION 

Schmidts Behauptung 
ist absolut falsch 
Bundeskanzler Schmidt sagte in der 
*DF-Sendung „Bilanz" am 28. No- 
vember wie sinngemäß zuvor in der 
Snergiedebatte: »Es sind nicht 
Politische Kräfte, die die im Bau 
°der in Planung befindlichen Kraft- 
werke behindern, sondern es sind 
die Gerichte." Diese Behauptung ist 
jlsch, stellt der CDU-Abgeordnete 
p9ui Laufs fest. 

Jf Von den elf im Bau befindlichen 
^emkraftwerken sind nur zwei (Wyhl 
ynd Brokdorf) durch Gerichtsbeschlüs- 
Se mit einem Baustopp belegt. Da bei 
j*"en anderen die sofortige Vollziehbar- 

e't der Teilgenehmigungen besteht, ist 
j6r Fortgang der Verwaltungsstreitver- 
^hren für den Bau und den späteren 
betrieb uninteressant. 

. Bei den Genehmigungsbehörden 
^9en gegenwärtig, teilweise seit mehr 
s fünf Jahren, neun Anträge auf Bau- 

^lehmigung neuer Kernkraftwerke. 
Iese Anträge wurden bisher nicht be- 
reden   und  es ist nicht abzusehen, 

v.ann  über sie entschieden  wird.  Die 
Jj*r ältesten Anträge stammen aus den 

D/FDP-regierten Ländern Hessen 
nd Nordrhein-Westfalen. 

^'arige die erste Teilerrichtungsge- 
^nmigung noch nicht erteilt wurde, 
d
9nn auch  kein Gericht die Entschei- 
Ur)9  überprüfen   und  einen  Baustopp 
hängen. 

lv
er Bundeskanzler vernebelt also die 
'glichen Hintergründe des prakti- 

Chen Stillstands im Kernkraftwerksbe- 

reich. Die Wahrheit ist, daß es am politi- 
schen Willen zur friedlichen Nutzung 
der Kernenergie fehlt. Solange der Bun- 
deskanzler mit Rücksicht auf die Atom- 
kraft-Nein-Danke-Gruppierungen in sei- 
ner Partei alle Verantwortung für die 
Verwirklichung des Energieprogramms 
seiner Bundesregierung von sich weist, 
wird das praktische Kernkraft-Morato- 
rium bestehen bleiben. Mit den Gerich- 
ten hat dies nichts zu tun. 

Der Telekrat 
Unter dieser Überschrift schreibt das 
„Handelsblatt" am 30. November 1979 
zu Schmidts parlamentarischem Eier- 
tanz in der energiepolitischen Debatte 
des Bundestages (s. auch Seite 5/7): 
Der Kanzler begnügte sich mit einer 
Redezeit von ganzen acht Minuten. Er 
ersparte sich grundsätzliche und rich- 
tungweisende Ausführungen mit dem 
Hinweis, er habe in der nächsten Wo- 
che Gelegenheit, in einem anderen 
Rahmen etwas ausführlicher zur Ener- 
giepolitik zu reden. Für die Regierung 
habe schon Graf Lambsdorff gespro- 
chen. 

Solche parteitaktisch verständliche Ge- 
ringschätzung des Parlaments wäre we- 
niger ärgerlich, wenn Schmidt sich 
nicht am selben Abend in einem fünf- 
undzwanzigminütigen ZDF-Interview 
vorwiegend zu energiepolitischen Fra- 
gen geäußert hätte. Für den Kanzler ist 
eben das Fernsehen und nicht das Par- 
lament das Forum der Nation. 

Auch „Die Welt" übt Grundsatzkritik: 
Der Kanzler bestimmt die Richtlinien 
der Politik. So steht es in der Verfas- 
sung. In der Verfassungswirklichkeit 
wird er zum Slalomläufer. Und die Flag- 
gen steckt die Partei. Wenn schon der 
Kanzler sich das gefallen lassen muß, 
dann sollten wenigstens die Volksver- 
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treter um ihr Recht kämpfen. Das Parla- 
ment steht über der Partei. Über jeder 
Partei. Demokratie heißt Volksherr- 
schaft  und  nicht  Delegiertenklüngelei. 

SPD erscheint jungen Leuten 
„reichlich langweilig" 
Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt 
glaubt, daß die Sozialdemokratische 
Partei den jungen Leuten in der Bun- 
desrepublik „reichlich langweilig" er- 
scheint. Die Ursache dafür ist nach An- 
sicht Brandts, der sich im „Vorwärts" 
äußerte, daß in der Politik zur Zeit „we- 
nig drin" sei, was die Jüngeren „von 
den Stühlen reißt, was in nennenswer- 
tem Maß Hoffnung vermittelt, was zum 
Sich-stärker-Engagieren" herausfor- 
dert. 

Den innerparteilichen Zustand der SPD 
hat auch der Berliner Wissenschaftsse- 
nator Peter Glotz kritisiert. In einem 
„Stern"-Interview stellte Glotz fest: „Bei 
zahlreichen Diskussionen in Schulen 
habe ich festgestellt: In den Abiturklas- 
sen gibt es eine echte Bewegung weg 
von der SPD." Der Berliner Politiker 
bezeichnete es als „trauirg", daß sich 
bei dem SPD-Bundesparteitag nur sie- 
ben der insgesamt 971 Anträge mit Ju- 
gendfragen beschäftigen. 

Rentenexperte 
blieb auf der Strecke 
Die massive Unterstützung aus Bonn 
hatte nichts genutzt: Nach 17 Jahren 
wird der Hamburger Rentenspezialist 
der SPD, Eugen Glombig, im nächsten 
Bundestag nicht mehr vertreten sein. 
An seine Stelle tritt — wenn er gewählt 
wird — ein Mann, der zu den entschie- 
densten Gegnern der Kernenergie zählt 
und der als einer der Wortführer der 
linken   Szene   gilt:   Freimut   Duwe,   42 

Jahre alt, Lektor bei Rowohlt. Zwar 
wurde Duwe nur mit der hauchdünnen 
Mehrheit von einer Stimme gewählt, der 
knappe Sieg aber gelang gegen einen 
Kandidaten, der von Brandt und 
Schmidt und zuletzt auch noch von 
Wehner volle Unterstützung erhalten 
hatte. 

Steuerpolitik ä la Matthöfer 
Als ein „Wunder an Entschlußkraft" vef' 
spottete der Unions-Abgeordnete Peter 

von der Heydt die auf Vorschlag von 
Bundesfinanzminister Hans Matthöfer 

beschlossene Abschaffung von drei B*' 
gatellsteuern. Von der Heydt wies da1" 
auf hin, daß die Union einen Gesetzent' 
wurf zur Streichung von sechs diese' 
Ministeuern vorgelegt habe, zu denef1 

im Grunde insgesamt 18 der 50 Einzel' 
steuern zu zählen seien. Das Kabinett 
hatte beschlossen, die Steuern a" 
Zündwaren, Spielkarten und Essigsäur6 

mit einem Einnahmverlust von 19 M'0' 
DM für die Bundeskasse zum 1. Janu3r 

1981 abzuschaffen. Nach Ansicht deJ 
Union sollten darüber hinaus die Son' 
dersteuern auf Zucker, Salz und 

Leuchtmittel, zusammen rund 300 M'0' 
DM, aus dem Steuerkatalog gestrichö" 
werden. Dies hatten SPD und FDP a's 

zu teuer zurückgewiesen. 

Schlappe für Horst Ehmke 
Der   linksgerichtete   Unterbezirk  Bon 
der SPD hat seinem künftigen Bunde5' 
tagskandidaten Horst Ehmke eine N'r 

derlage beigebracht. Der Unterbezirk5 

Parteitag beschloß nämlich einen Ba 

und  Betriebsstopp für Atomkraftwerk6' 
Gegen die Haltung des Bundesvorstar 

des stellte sich der Unterbezirk auch ' 
der Abrüstungsfrage, indem er die Me 

nung vertrat, auf die Stationierung ne. 
er Mittelstreckenraketen in Europa s° 
le  die  NATO  verzichten. 
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* WOHNUNGSBAU 

Änderungsgesetz in dieser Form 
Weder nötig noch sozial 
Qegen die Stimmen der Opposition 
Verabschiedete der Bundestag am 
[jreitag, 30. November 1979, das 
Wohnungsbauänderungsgesetz. 
Unter anderem wird eine zehn- 
jährige Kündigungssperrfrist für 
Sozialwohnungen eingeführt, die 
""•et- und Belegungsbindungen 
Werden etwas liberalisiert; Sozial- 
stem wird ein gesetzliches 
Vorkaufsrecht eingeräumt, die Ein- 
*°rnmensgrenzen im sozialen 
Wohnungsbau werden erhöht und 
Q'e Wohnungsflächengrenzen 
lrweltert. 

P ür die Union kritisierte MdB Fried- 
rich-Adolf Jahn: Die von der Koali- 

'°n   durchgesetzte   Verschärfung   des 
jeterschutzes für Sozialwohnungen ist 

'eder nötig noch sozial. Eine optimale 
^ohnungsversorgung wird sich auf die 

aUer  nur sicherstellen  lassen,  wenn 
°n   der   staatlichen   Reglementierung 
®r Wohnungswirtschaft weitestgehend 
"Stand   genommen  wird.   Bestimmen- 

w6s   Ordnungssystem    muß   auch   im 
°hnungsbau   die   Soziale   Marktwirt- 

schaft werden. Die Wohnungswirtschaft 
1  daher   unter   sozialer   Absicherung 

r
er   einkommensschwachen    Bevölke- 
l^n9skreise schrittweise in die Soziale 

3rktwirtschaft einzubinden. 
. n Schritt  in  diese  Richtung  ist  die 

Ufhebung  der Zweiteilung  des  Woh- 
n9smarktes durch die Liberalisierung 

des Sozialwohnungsbestandes. Der von 
Nordrhein-Westfalen eingebrachte Ent- 
wurf eines Wohnungsbauänderungsge- 
setzes ist daher von der CDU/CSU als 
ein erster Schritt in die richtige Rich- 
tung begrüßt worden. Leider ist er im 
Laufe des Gesetzgebungsverfahren der- 
art verändert worden, daß die mit ihm 
verfolgten Absichten kaum noch zu er- 
kennen sind. 

Die abgelehnten Abänderungsanträge 
der CDU/CSU zielten auf eine stärkere 
Liberalisierung: 

— Die Nachwirkungsfrist wird generell 
wieder auf fünf Jahre verkürzt. 

— Wegfall der Nachwirkungsfrist bei 
einer freien Wohnung auch dann, wenn 
ein Ablösungsbonus in Anspruch ge- 
nommen wurde. 

— Wegfall der Nachwirkungsfrist auch 
dann, wenn der Mieter ein Fehlbeleger 
ist. 

— Genereller Wegfall der Bindungen, 
wenn die Restschuld geringer als 5 000 
DM ist. 

— Keine Ausnahmemöglichkeit, insbe- 
sondere nicht für Gebiete mit erhöhtem 
Bedarf an Sozialwohnungen. 

— Gewährung eines Bonus auch bei 
Rückzahlung der öffentlichen Mittel bei 
Mietwohnungen und solchen des zwei- 
ten Förderungsweges. 

Die Auflockerung der Bindungsfristen 
ist ein wichtiger von der CDU/CSU seit 
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langem geforderter erster zaghafter 
Schritt auf dem ordnungspolitischen 
Weg, die Wohnungswirtschaft unter so- 
zialer Absicherung der einkommens- 
schwachen Bevölkerungskreise schritt- 
weise in die Soziale Marktwirtschaft 
einzubinden. 

Durch die Lockerung der Bindungsfri- 
sten wird die Stellung der Mieter nicht 
gefährdet, da die Bindungsfristen bei 
Rückzahlung   der   öffentlichen   Förde- 

rungsmittel vorzeitig nur entfallen, 
wenn das Mietverhältnis endet. 

Die Verschärfung des Mieterschutzes 
sowie die allgemeine Anhebung der 
Einkommensgrenzen treffen nicht die 
Spekulanten, sondern allein die ein' 
kommensschwächeren und ohnehin 
schon benachteiligten Haushalte. Diese 
Gesetze können so von der CDU/CSU 
nicht mitgetragen werden. Der Bundes- 
rat hat die Chance, hier korrigierend 
einzugreifen. 

Für Gleichbehandlung der Frauen 
am Arbeitsplatz 
In der Debatte des Bundestages über 
den Gesetzentwurf über die „Gleichbe- 
handlung von Männern und Frauen am 
Arbeitsplatz und über die Erhaltung von 
Ansprüchen bei Betriebsübergang" hat 
die CDU-Abgeordnete Agnes Hürland 
u. a. folgendes ausgeführt: 

Die Fraktion der CDU/CSU unterstützt 
und ergreift jede Initiative, auch im Ar- 
beitsleben die Gleichberechtigung der 
Frau zu verwirklichen. Dies stellt für sie 
ein wesentliches Stück des freiheitli- 
chen und sozialen Rechtsstaates dar. 
Die Normen des Grundgesetzes sind 
auch die Ordnungsregeln des sozialen 
Lebens. 

Diesen Maßstäben entspricht leider 
nicht in allen Fällen die tatsächliche 
Lage der berufstätigen Frau. Die hohe 
Arbeitslosigkeit bei Frauen ist nur ein 
Beispiel. Im Berufsleben sind Frauen 
meist gute Mitarbeiter, im wesentlichen 
aber Zuarbeiter von Männern. Selbst 
Schutzvorschriften wirken sich zu La- 
sten der Frauen aus. 

Die Durchschnittsverdienste der Frauen 
liegen noch immer fast um ein Drittel 
unter denen der Männer. Die Arbeitsor- 

ganisation ist häufig nur den Bedürfnis' 
sen der männlichen Arbeitnehmer an' 
gepaßt. Neben tatsächlichen und zun1 

Teil auch rechtlichen Diskriminierunge'1 

ist für die Erwerbsarbeit der Frau von 
wesentlicher Bedeutung, wie die M^' 
terrolle und die Anforderungen der F*' 
milie angemessen eingebunden werdet 
können. 
Hier helfen nicht unbedingt neue GeseJ' 
ze oder noch so detaillierte Vorschfl'' 
ten, vielmehr ist es notwendig, daß de 
schon in Gang gesetzte Umdenkung5' 
prozeß beschleunigt wird. 
Verantwortung für eine gleichberechtiÖ' 
te Teilnahme der Frau am Arbeitsiebe'1 

tragen der Staat, die Tarifparteien, d' 
betrieblichen   Sozialpartner   und   nie" 
zuletzt die einzelne Frau und der einze1' 
ne Mann. Das Parlament sollte jedoC 
nur die Rolle des Staates festlegen. |fl 

die  Verantwortlichkeiten   der  anderejj 
Träger einzugreifen, ist gefährlich, ^e 

dadurch   deren    unmittelbare   Veran' 
wortlichkeit verlorengehen kann. Es dür' 
fen nur solche Lösungen beschlösse 
werden, die praktikabel sind, um eine 

Bumerangeffekt zu  Lasten der Fraue 
zu vermeiden. 
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• SOZIALPOLITIK 

SPD will über die Besteuerung 
zur Nivellierung der Renten 
Äußerungen der Staatssekretärin im 
Arbeitsministerium Frau Anke Fuchs 
lr» einer Fraktionssitzung der SPD 
*Ur stärkeren Besteuerung der 
Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung in der Zukunft 
Wurden von der SPD immer wieder 
'ebhaft dementiert. 

C inzelheiten der Beschlüsse der 
^ sogenannten Wehner-Kommission, 
^'e bekannt wurden und ein Interview 
^s Bundesarbeitsministers Herbert Eh- 
renberg in den „Sozialpolitischen Näch- 
sten" bestätigen nun, daß die SPD 
^"nsthaft eine Besteuerung der Renten 
J^er den Ertragsanteil hinaus will, er- 
härte MdB Heinz Franke, Vorsitzender 
des Arbeitskreises IV, Sozial- und Ge- 
Se'lschaftspolitik. 

ie Äußerungen des Bundesarbeitsmi- 
H'Sters, höhere Renten in Zukunft zu 
^steuern — ab 1 600 DM bei Ledigen, 
ab 2 000 DM bei Verheirateten —, doku- 
mentieren, daß die Rentenbesteue- 
riJrigspläne schon sehr konkrete For- 
cen angenommen haben und die De- 
mentis nicht der Wahrheit entsprachen. 

Jus den Äußerungen des Bundesar- 
^itsministers wird deutlich, daß, und 
jjles wird durch andere Überlegungen 
er Wehner-Kommission bestätigt, die 
^D eine Nivellierung der Renten über 
'ärkere Anpassung der niedrigen Ren- 
en und Besteuerung der hohen Renten 
^strebt. Die Leistungsbezogenheit der 

Rente aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung würde damit aufgegeben. 

Die Argumentation des Bundesarbeits- 
ministers, nur höhere Renten zu besteu- 
ern, bestraft alle, die in ihrem Leben 
lange Jahre erwerbstätig und entspre- 
chend ihrer Leistungen viel verdient ha- 
ben. Von einer solchen Besteuerung 
würden insbesondere Angestellte und 
Knappschaftsrentner, aber auch frühere 
Doppelverdiener, d. h. Ehepaare, wo 
Mann und Frau verdient und Beiträge 
gezahlt haben, betroffen. Sie würden 
um die Früchte ihrer zusätzlichen Lei- 
stungen und ihrer Beitragszahlung ge- 
bracht. 

Bestraft würden außerdem Bezieher 
von Zusatzrenten des öffentlichen Dien- 
stes, aber auch Bezieher von Betriebs- 
renten. Die stärkere Besteuerung hoher 
Renten bedeutet eine Abschreckung 
eigener Vorsorgemaßnahmen und der 
zusätzlichen Altersversorgung durch 
Betriebe und Zusatzkassen. 

Die Äußerungen des Bundesarbeitsmi- 
nisters bestärken den Verdacht, daß die 
SPD über eine Nivellierung der Renten 
eine Einheitsrente in einer Einheitsver- 
sicherung anstrebt. 

Die Aussage des Bundesarbeitsmini- 
sters, die geplante Rentenbesteuerung 
betreffe nicht die heutigen Renten, dürf- 
te ins Leere gehen, denn eine Nicht- 
besteuerung laufender Renten, eine vol- 
le Besteuerung der Neurenten neben- 
einander, wäre unrealistisch. 



UiD 42 • 6. Dezember 1979 • Seite 14 

• GESAMTSCHULE 

Franz Josef Strauß: 
Kanzler soll bei der 
Wahrheit bleiben 
Bundeskanzler Schmidt hat in der 
Sendung des Bayerischen Rund- 
funks „Aus erster Hand" am 
24. November 1979 Franz Josef 
Strauß wider besseres Wissen 
bezichtigt, „eine unter elf Bundes- 
ländern zustandegebrachte Verein- 
barung darüber, daß man 
gegenseitig seine Abiturzeugnisse 
anerkennt, dadurch zu Fall zu 
bringen, daß alle sich nach der 
bayerischen Pfeife richten sollen". 

Dazu stellte Franz Josef Strauß fest: 
Diese von der SPD-Propaganda 

verbreitete Legendenbildung wurde be- 
reits in der bildungspolitischen Debatte 
des Deutschen Bundestages vor weni- 
gen Wochen vom bayerischen Kultus- 
minister zurückgewiesen. Tatsache ist 
dagegen, daß die Unionsländer bereit 
sind, über die Verlängerung der Aner- 
kennung der Gesamtschulabschlüsse 
zu verhandeln; nur muß sich die Ge- 
samtschule messen lassen am Ver- 
gleich des gegliederten Schulwesens 
und kann gegen den Willen der Eltern 
über die Anerkennung nicht auf kaltem 
Wege eingeführt werden. Deshalb sind 
die Verhandlungen festgefahren. 

Das hindert aber den Bundeskanzler 
nicht, sich in die Reihe der Fälscher in 
Bonn einzureihen und sich an der Ver- 
breitung unwahrer Nachrichten zu be- 
teiligen. Bisher ist die psychologische 
Kampfführung, nämlich Verwirrung unter 
den   Wählern   zu  verbreiten,   in   erster 

Linie den Etagen unter ihm vorbehaltet 
gewesen. 
Ich bin ein Anhänger des gegliederten 
Schulsystems, weil in einem Bundes' 
land höchstens in den Großstädten die 
integrierte Gesamtschule organisato' 
risch zumutbar wäre. Ob sie pädagö' 
gisch richtig wäre, ist eine ganz andere 
Frage. Bisher hat die Gesamtschule Ü1' 
ren Leistungsbeweis noch nicht ef' 
bracht, und die Mehrzahl der Eltern ha1 

sich wie bei dem Volksbegehren ^ 
Nordrhein-Westfalen dagegen ausg0' 
sprochen. 
In unseren Flächenländern wäre die f$' 
chendeckende Gesamtschule mit riesi' 
gen Anfahrtswegen, mit Schülersilos' 
mit Bezugslosigkeit zwischen einer Fü'' 
le von Fachlehrern auf der einen Seit6 

und einer Masse von verängstigten Ki"' 
dem auf der anderen Seite eine Q^ 
für die Schüler und eine Belastung ^ 
die Eltern. Dazu käme eine Minderung 
der Leistungsfähigkeit. 
Ich habe in der Öffentlichkeit klar Q? 
sagt, daß den Absolventen der Gesarrt' 
schulen natürlich die Möglichkeit geg^ 
ben werden muß, eine Anerkennung i^' 
rer Abschlüsse bei entsprechenden Lei' 
stungen zu erlangen. Kein Unionspoli*1' 
ker denkt daran, die Kinder in andere^ 
Ländern   dafür  zu   bestrafen,   daß   ^ 
Bildungsreformer und  die SPD-Kultu5' 
minister   alle   möglichen   Schulexper1' 
mente unternommen haben. 
Den   Sozialdemokraten   geht   es   allejn 

darum, Angst unter den Eltern zu scW 
ren. Wir wollen lediglich, daß das Abit" 
auch eine ganz bestimmte Leistung ^er' 
langen soll, die aber viel besser in de 

gegliederten Schulsystemen als in de1^ 
Einheitsschulsystem erbracht wird. VY' 
brauchen   wieder    Leistung,    um    a" 
schöpferischen Fähigkeiten für die M0!' 
sterung der Zukunftsaufgaben zu mof' 
lisieren. 
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t ASYLVERFAHREN 

Baums Heuchelei unerträglich 
°er bayerische Ministerpräsident 
Fi"anz Josef Strauß und sein Innen- 
minister Tandler haben mit 
begrüßenswerter Offenheit erklärt, 
daß die beiden Tschechoslowaken 
Cermak und Zilka im November des 
Ergangenen Jahres nicht hätten 
abgeschoben werden dürfen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
'Gilt diese Auffassung. Sie wird die 
Bundesregierung und alle Länder- 
r*gierungen unterstützen, daß 
solche Fälle künftig nicht mehr 
v°rkommen können. 

C^o erfreulich die Haltung der Bayeri- 
7^ sehen Staatsregierung ist, so unse- 

r'°s und heuchlerisch ist das Verhalten 
v°n Bundesinnenminister Baum. Er ver- 
geht, durch eine Pressekampagne 
5°ndergleichen der Öffentlichkeit Sand 
'n die Augen zu streuen, um von seiner 
^9enen Verantwortlichkeit in diesem 
a" abzulenken, erklärte der Obmann 

[kr CDU/CSU-Bundestagsfraktion im 
^fienausschuß, MdB Carl-Dieter Spran- 

9er. 

^ der Sitzung   des  Innenausschusses 
des Deutschen Bundestags wurde fol- 
9endes eindeutig festgestellt: 
.• Bundesinnenminister Baum bzw. die 
^ unterstellten Behörden wußten mehr 
*'s einen Monat vorher von der bevorste- 
hen Abschiebung der beiden Tsche- 
^oslowaken Cermak und Zilka in die 

. ^SR. Die Grenzpolizeiinspektion Frei- 
assing   hatte  mit  Fernschreiben  vom 
4- Oktober 1978 auf die bevorstehende 

Abschiebung hingewiesen, die am 23. 
November 1978 erfolgt ist. 
2. Es mutet wie ein schlechter Witz an, 
wenn der Bundesinnenminister sich 
jetzt darauf beruft, aus dem Fernschrei- 
ben sei nicht deutlich geworden, daß 
die beiden Flüchtlinge in die CSSR ab- 
geschoben würden. In dem Fernschrei- 
ben wurde klipp und klar erklärt, daß 
Österreich die Übernahme ablehnte. Es 
kam deshalb nur die CSSR in Betracht. 

3. Der Bundesinnenminister hat mehr 
als neun Monate gebraucht, um sich 
dieses  Falles  überhaupt  anzunehmen. 

4. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat nie einen Hehl daraus gemacht, daß 
die beiden Tschechoslowaken hätten 
nicht zurückgewiesen werden dürfen. 
Zwar hat sich erst im Jahr 1979 eine 
deutliche Rechtsprechung des Bundes- 
verwaltungsgerichts bezüglich dieser 
Flüchtlinge entwickelt. Die Beamten 
hätten aber eine Empfehlung der Innen- 
ministerkonferenz aus dem Jahre 1966 
beachten müssen, in der von einer Ab- 
schiebung in den Ostblock abgeraten 
wurde. Es muß fairerweise jedoch dar- 
auf hingewiesen werden, daß der baye- 
rische Innenminister in drei Erlassen — 
in den Jahren 1966, 1970 und 1979 — 
auf die Einhaltung des Beschlusses der 
Innenministerkonferenz  verwiesen   hat. 

5. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
fordert SPD und FDP auf, endlich eine 
eindeutige gesetzliche Regelung zu tref- 
fen, die das Asylanerkennungsverfahren 
auf eine einwandfreie rechtsstaatliche 
Grundlage stellt. 
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ZITAT 

Im Sumpf 
Irgendwann in seinem Leben ertappt 
sich wohl jeder Mensch bei dem un- 
tauglichen Versuch, in einer Situation 
plötzlicher Unsicherheit Gefühle der 
Angst durch besonders markige oder 
lautstarke Gesten zu überspielen. In 
Berlin war gestern zu beobachten, daß 
selbst Parteien dieser Versuchung er- 
liegen können. 

Die SPD-Spitze scheint zu Beginn des 
Berliner Parteitages verunsichert zu 
sein. Nach den Ursachen braucht nicht 
lange geforscht zu werden. Da gibt es 
die konkrete Sorge, der Parteitag könn- 
te Beschlüsse fassen, die, wenn über- 
haupt, nur von einer schwachen Mehr- 
heit getragen werden. Solche Entschei- 
dungen könnten, ja müßten die Glaub- 
würdigkeit der Bundesregierung berüh- 
ren, und dies nach innen wie nach 
außen. Denn wie stände Bundeskanzler 
Schmidt da, würden ihm weite Teile 
seiner Partei in so zentralen Fragen wie 

der Sicherheitspolitik oder der künfti' 
gen Energieversorgung die Gefol? 
schaff verweigern? 
Die Situation wird verschärft durch c/0" 
Umstand, daß die SPD im kommende^ 
Jahr ihre Bonner Bastionen verteidigt 
muß gegen einen Herausforderer, cte" 
sie augenscheinlich mehr fürchtet, $ 
sie zugeben mag. Sie weiß, daß dsj 
„paradoxe Deutsche" eben nicht allein 
„mit Lachsalven zu ersticken" ist. 
Brandts Versuch einer Strauß-KarikaM! 

mit abgedroschenen Klischees und ufl' 
beweisbaren Unterstellungen war etfe 

Entgleisung, die bislang nicht zum Pf 
pertoire demokratischer Parteitage if. 
Nachkriegsdeutschland - zählte. Tw 
stieg der SPD-Vorsitzende in dd1 

Sumpf der Verleumdungen, um sein* 
Partei beschwörend zu veranschauf 
chen, auf welches Spiel sie sich einli0, 

ße, verweigerte sie dem Bundeskanzl6' 
die gewünschte Rückendeckung. M® 
sein, daß der Parteivorsitzende selb5 

nicht für bare Münze nahm, womit e' 
gestern in Berlin bezahlte. Doch nie* 
einmal auf einem Parteitag darf d$ 
Zweck alle Mittel heiligen. 
Hannoversche Allgemeine Zeltung 
4. Dezember 1979 
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